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Achtes Gesetz
zur Änderung der Verfassung von Berlin

Vom 25. Mai 2006

Das Abgeordnetenhaus von Berlin hat unter Beachtung der Vor-
schrift des Artikels 100 der Verfassung von Berlin das folgende
Gesetz beschlossen:

Artikel I
Die Verfassung von Berlin vom 23. November 1995 (GVBl.

S. 779), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. März 2006 (GVBl.
S. 262), wird wie folgt geändert:
1. Artikel 45 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Jeder Abgeordnete hat das Recht, Einsicht in Akten
und sonstige amtliche Unterlagen der Verwaltung zu nehmen.
Die Einsichtnahme darf abgelehnt werden, soweit überwie-
gende öffentliche Interessen einschließlich des Kernbereichs
exekutiver Eigenverantwortung oder überwiegende private
Interessen an der Geheimhaltung dies zwingend erfordern.
Die Entscheidung ist dem Abgeordneten schriftlich mitzu-
teilen und zu begründen. Das Einsichtsrecht in Akten oder
sonstige amtliche Unterlagen der Verfassungsschutzbehörde
bleibt den Mitgliedern der für die Kontrolle der Verfassungs-
schutzbehörde zuständigen Gremien nach Maßgabe der ge-
setzlichen Vorschriften vorbehalten.“

2. Es wird folgender Artikel 49a eingefügt:

„Artikel 49a
(1) Das Abgeordnetenhaus und die jeweils zuständigen Aus-

schüsse können von den auf Veranlassung des Abgeordneten-
hauses oder des Senats entsandten oder gewählten Vertretern des
Landes Berlin in Aufsichts- oder sonstigen zur Kontrolle der
Geschäftsführung berufenen Organen einer juristischen Person
des öffentlichen Rechts oder einer juristischen Person des Privat-
rechts, die unter maßgeblichem Einfluss des Landes Berlin
öffentliche Aufgaben wahrnimmt, Auskünfte verlangen und
Berichte anfordern.

(2) Die Unterrichtung über vertrauliche oder geheimhaltungs-
bedürftige Angaben ist gegenüber dem jeweils zuständigen Aus-
schuss des Abgeordnetenhauses vorzunehmen. Der Ausschuss
muss die Gewähr für die Vertraulichkeit oder die Geheimhaltung
der ihm anvertrauten Informationen, namentlich der Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse, bieten.

(3) Alles Nähere regelt die Geschäftsordnung des Abgeord-
netenhauses.“

3. In Artikel 55 Abs. 2 werden das Komma und die Worte „von
denen zwei zu Bürgermeistern gewählt werden“ gestrichen.

4. Artikel 56 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Senatoren werden vom Regierenden Bürgermeis-
ter ernannt und entlassen. Er ernennt zwei Senatoren zu
seinen Stellvertretern (Bürgermeister).“

b) Absatz 3 wird aufgehoben.
c) Der bisherige Absatz 4 wird der neue Absatz 3 und erhält

folgende Fassung:
„(3) Die Mitglieder des Senats können jederzeit von ihrem

Amt zurücktreten. Mit der Beendigung des Amtes des Regie-
renden Bürgermeisters endet auch die Amtszeit der übrigen
Senatsmitglieder. Der Regierende Bürgermeister und auf sein
Ersuchen die übrigen Senatsmitglieder sind verpflichtet, die
Amtsgeschäfte bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolger fort-
zuführen.“

5. Artikel 57 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden die Worte „Der Senat“ durch die Worte

„Der Regierende Bürgermeister“ ersetzt.
b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „dem Senat und jedem

seiner Mitglieder“ durch die Worte „dem Regierenden Bür-
germeister“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 2 werden die Worte „haben die davon betroffenen

Mitglieder des Senats“ durch die Worte „hat der Regie-
rende Bürgermeister“ ersetzt.

bb) Satz 3 wird aufgehoben.
cc) Der bisherige Satz 4 wird der neue Satz 3.

6. Artikel 58 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „im Einvernehmen mit

dem Senat“ gestrichen.
b) Absatz 4 Satz 1 wird aufgehoben.

7. Artikel 61 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Initiative muss von 20 000 Einwohnern Berlins, die
mindestens 16 Jahre alt sind, unterzeichnet sein.“

b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2.

8. Die Artikel 62 und 63 erhalten folgende Fassung:

„Artikel 62
(1) Volksbegehren können darauf gerichtet werden, Gesetze

zu erlassen, zu ändern oder aufzuheben, soweit das Land Berlin
die Gesetzgebungskompetenz hat. Sie können darüber hinaus
darauf gerichtet werden, im Rahmen der Entscheidungszustän-
digkeit des Abgeordnetenhauses zu Gegenständen der politi-
schen Willensbildung, die Berlin betreffen, sonstige Beschlüsse
zu fassen. Sie sind innerhalb einer Wahlperiode zu einem Thema
nur einmal zulässig.

(2) Volksbegehren zum Landeshaushaltsgesetz, zu Dienst-
und Versorgungsbezügen, Abgaben, Tarifen der öffentlichen
Unternehmen sowie zu Personalentscheidungen sind unzulässig.

(3) Der dem Volksbegehren zugrundeliegende Entwurf eines
Gesetzes oder eines sonstigen Beschlusses ist vom Senat unter
Darlegung seines Standpunktes dem Abgeordnetenhaus zu un-
terbreiten, sobald der Nachweis der Unterstützung des Volks-
begehrens erbracht ist. Auf Verlangen der Vertreter des Volks-
begehrens ist das Volksbegehren durchzuführen, wenn das Ab-
geordnetenhaus den begehrten Entwurf eines Gesetzes oder
eines sonstigen Beschlusses nicht innerhalb von vier Monaten
inhaltlich in seinem wesentlichen Bestand unverändert annimmt.

(4) Ist ein Volksbegehren zustande gekommen, so muss inner-
halb von vier Monaten ein Volksentscheid herbeigeführt werden.
Die Frist kann auf bis zu acht Monate verlängert werden, wenn
dadurch der Volksentscheid gemeinsam mit Wahlen oder mit
anderen Volksentscheiden durchgeführt werden kann. Das Ab-
geordnetenhaus kann einen eigenen Entwurf eines Gesetzes oder
eines sonstigen Beschlusses zur gleichzeitigen Abstimmung
stellen. Der Volksentscheid unterbleibt, wenn das Abgeord-
netenhaus den begehrten Entwurf eines Gesetzes oder eines
sonstigen Beschlusses inhaltlich in seinem wesentlichen Be-
stand unverändert annimmt.
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(5) Der Präsident des Abgeordnetenhauses fertigt das durch
Volksentscheid zustande gekommene Gesetz aus; der Regieren-
de Bürgermeister verkündet es im Gesetz- und Verordnungsblatt
für Berlin.

(6) Volksbegehren können auch auf die vorzeitige Beendigung
der Wahlperiode des Abgeordnetenhauses gerichtet werden.

Artikel 63

(1) Ein Volksbegehren, das einen Gesetzentwurf oder einen
sonstigen Beschluss nach Artikel 62 Abs. 1 zum Gegenstand hat,
bedarf zum Nachweis der Unterstützung der Unterschriften von
mindestens 20 000 der zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtig-
ten. Es kommt zustande, wenn mindestens 7 vom Hundert der
zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten innerhalb von vier
Monaten dem Volksbegehren zustimmt. Ein Gesetz oder ein
sonstiger Beschluss nach Artikel 62 Abs. 1 ist durch Volksent-
scheid angenommen, wenn eine Mehrheit der Teilnehmer und
zugleich mindestens ein Viertel der zum Abgeordnetenhaus
Wahlberechtigten zustimmt.

(2) Ein Volksbegehren, das einen die Verfassung von Berlin
ändernden Gesetzentwurf zum Gegenstand hat, bedarf zum
Nachweis der Unterstützung der Unterschriften von mindestens
50 000 der zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten. Es kommt
zustande, wenn mindestens ein Fünftel der zum Abgeordneten-
haus Wahlberechtigten innerhalb von vier Monaten dem Volks-
begehren zustimmt. Ein die Verfassung von Berlin änderndes
Gesetz ist durch Volksentscheid angenommen, wenn eine Mehr-
heit von mindestens zwei Dritteln der Teilnehmer und zugleich
mindestens die Hälfte der zum Abgeordnetenhaus Wahlberech-
tigten zustimmt.

(3) Ein Volksbegehren, das die vorzeitige Beendigung der
Wahlperiode des Abgeordnetenhauses zum Gegenstand hat, be-
darf zum Nachweis der Unterstützung der Unterschriften von
mindestens 50 000 der zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtig-
ten. Es kommt zustande, wenn mindestens ein Fünftel der zum
Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten innerhalb von vier Mona-
ten dem Volksbegehren zustimmt. Der Volksentscheid wird nur
wirksam, wenn sich mindestens die Hälfte der Wahlberechtigten
daran beteiligt und die Mehrheit der Teilnehmer zustimmt.

(4) Das Nähere zum Volksbegehren und zum Volksentscheid,
einschließlich der Veröffentlichung des dem Volksentscheid zu-
grunde liegenden Vorschlags, wird durch Gesetz geregelt.“

9. In Artikel 100 Satz 1 werden nach den Worten „Änderungen der
Verfassung erfordern“ die Worte „vorbehaltlich der Regelungen
in den Artikeln 62 und 63“ eingefügt.

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt zu Beginn der 16. Wahlperiode des Ab-
geordnetenhaus von Berlin in Kraft.

(2) Artikel I Nr. 8 tritt nur in Kraft, wenn in einer Volksabstim-
mung gemäß Artikel 100 Satz 2 der Verfassung von Berlin eine
Mehrheit der Änderung der Artikel 62 und 63 der Verfassung von
Berlin zustimmt. Der Regierende Bürgermeister gibt das Ergebnis
der Volksabstimmung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin
bekannt und stellt zugleich fest, ob Artikel I Nr. 8 zu dem in Ab-
satz 1 genannten Zeitpunkt in Kraft tritt oder nicht.

Berlin, den 25. Mai 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t


